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Am 28. und 29. September 
fand in der Pumpe ein 
zweitägiger Kongress un-
ter dem Motto Europa 
von unten statt. Dieses 
Motto wurde durch den 
Untertitel ergänzt: Der 
Politik der Verelendung 
und Entdemokratisierung 
Widerstand entgegen-
setzen. Organisiert wur-
de diese Veranstaltung 
von attac/Kiel und den 
Kooperationspartnern 
avanti/Kiel, der BI Kiel ge-
gen Atomanlagen, der DKP 
/SH, der Karawane, der 
Rosa Luxemburg Stiftung/
SH und Ver.di Kiel- Plön. 
Die Podiumsdiskussion 
„Europa in der Krise“, 
acht Workshops und zwei 
Plenen, die sich mit ver-
schiedenen Aspekten der 
EU und der Krise be-
schäftigten, wurden zu-
sammen mit dem Vortrag 
von Jutta Ditfurth von 
insgesamt über hundert 
Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern besucht. 

Anlass diese Kongresses war das 
Global Economic Symposium des 
Kieler Instituts für Weltwirtschaft, das 
mit seinem großspurigen globalen Pro-
blemlösungsansprüchen bei aller nati-
onaler und internationaler Vernetzung 
nach wie vor weitgehend neoliberal 
aufgestellt ist. Das wird in der bishe-
rigen Gutachtertätigkeit des Kieler In-
stituts für die Bundesregierung deut-
lich und in der fast ausschließlichen 
Marktorientierung bei den Lösungs-
vorschlägen für „Weltprobleme“ (Kli-
ma, Armut etc.) Schaut man darüber 
hinaus auf die Sponsorenliste, so stößt 
man auf das Who is Who der deutschen 
Banken- und Unternehmenselite. Die-
se Unternehmen würden kaum eine 
Veranstaltung sponsern, die im Kern 
ihren Interessen widerspricht bzw. die 
sich mit ihnen kritisch auseinander-
setzt. Natürlich lässt sich dieser Kern 
auch gut mit grünen und sozialen Gir-
landen schmücken. 

Im Unterschied zu der herrschenden 
Deutung der der europäischen Krise 
sollte der Kongress Europa von un-

ten eine Debatte über alternative, lin-
ke Sichtweisen eröffnen. Dabei ging 
es inhaltlich um die Analyse der Insti-
tutionen der EU, um die europäische 
Krise und das neoliberale Krisenre-
gime. Im Anschluss daran wurde dis-
kutiert, wie Bausteine für ein solida-
risches, demokratisches Europa ausse-
hen könnten, und ob ein solches Euro-
pa innerhalb der Institutionen der EU 
und des Lissabon -Vertrages, der die 
vertragliche Grundlage der EU bildet, 
denkbar sei. Unter der Fragestellung 
Wie weiter? wurden abschließend In-
itiativen vorgeschlagen, die vor Ort zu 
diesen Themen weiterarbeiten. In einer 
Abendveranstaltung mit Jutta Ditffur-
th konzentrierte sich nach ihrem Vor-
trag die Debatte darauf, wie aus linker 
Sicht die Bedingungen und Strategien 
für wirkungsvolle Proteste bzw. ei-
nen wirkungsvollen Widerstand zu der 

herrschenden Politik in Deutschland 
und in der EU aussehen, und welche 
Erfolge aber auch Fehlentwicklungen 
es in diesem Zusammenhang gibt. 

An dieser Stelle sollen kurz aus 
Sicht des Autors einige wesentliche 
Argumentationsstränge und gemein-
same Sichtweisen nachgezeichnet 
werden. Sie sind in ihrer Auswahl und 
Betonung zwangläufig subjektiv. Eine 
systematische Auswertung wird später 
erfolgen und unter www.europavonun-
ten veröffentlicht. 

Ist ein solidarisches, demokratisches 
Europa innerhalb der Institution EU 
denkbar? In der Debatte über die Ver-
fasstheit der EU bestand große Über-
einstimmung darin, dass dieses Projekt 
in seiner Entstehungsgeschichte und 
mit seiner Wettbewerbs- und Markto-
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rientierung von vornherein ein Projekt 
der Eliten war, mit dem wesentlich das 
Ziel verfolgt wird, die Kapitalverwer-
tung auf einen gemeinsamen möglichst 
deregulierten (freien) Markt zu opti-
mieren. Diese ökonomische Ausrich-
tung wurde in dem Lissabonvertrag 
faktisch in eine Verfassung gegossen. 

Diese Verfassung ist nicht system-
neutral und steht mit ihrem neoli-
beralen Geist einer sozialen, solida-
rischen und demokratischen europä-
ischen Gesellschaftsordnung entge-
gen. Vor diesem Hintergrund stell-
te sich die grundsätzliche Frage, ob 
die EU mit ihren Institutionen für ein 
Europa von unten überhaupt brauch-
bar bzw. reformierbar ist. Es erübrigt 
sich darauf hinzuweisen, dass es nie-
manden bei diesem Kongress um die 
Rückkehr zum Nationalstaat ging. Im 
Gegenteil. Die Furcht vor einer Rena-
tionalisierung Europas veranlasste ei-
nige Teilnehmer_innen dazu, bei allen 
grundsätzlichen Einwänden gegen die 
EU an dieser Union festzuhalten und 
um grundlegende soziale und demo-
kratische Verbesserungen zu kämp-
fen. Kritiker dieser Haltung hielten 
dem entgegen, dass gerade die Wett-
bewerbsbedingungen und Standort-
konkurrenzen innerhalb der EU be-
sonders im Verlauf der Krise nationa-
listische und rassistische Tendenzen in 
ganz Europa verstärkt haben. Bei die-
sen unterschiedlichen Einschätzungen 
bestand weitgehend Einigkeit in der 
Ablehnung des vorherrschenden neoli-
beralen Krisenregimes, das besonders 
Südeuropa sozial verwüstet. 

Die ideologische Deu-
tung der europäischen 
Krise als Staatsschul-
denkrise 

In der herrschenden und etwas sim-
plen Erzählung zur europäischen Wirt-
schaftskrise soll der Bevölkerung klar 
gemacht werden, dass besonders die 
Krisenstaaten über ihre Verhältnisse 
gelebt haben. Aus dieser Sicht sind 
folglich drastische Kürzungsmaß-
nahmen und sog. Strukturreformen 
zur Krisenbewältigung notwendig. Zu 
dieser ideologischen Erzählung gibt 
es diverse Gegenargumente, die hier 
nur skizziert werden können. Auslöser 
der europäischen Krise war bekannt-

lich die Finanzkrise 2008/2009, die 
in vielen europäischen Ländern so ge-
nannte systemrelevante Banken in die 
Pleite getrieben hätte, wären sie nicht 
durch aufwändige Rettungspakete ih-
rer Länder bzw. mit europäischen Kre-
diten gerettet worden. Die Schulden 
der Banken sind so staatlich entsorgt 
worden. Natürlich wurden durch die-
se Krise besonders die Länder betrof-
fen, die aufgrund ihrer ökonomischen 
Strukturschwäche negative Handelsbi-
lanzen aufwiesen oder eigene Immobi-
lienblasen produzierten, die im Zuge 
der Finanzkrise platzten.

Im Verlauf der aus der weltweiten 
Finanzkrise entstanden Eurokrise wur-
de ein Grundproblem dieser Währung 
deutlich. Eine Gemeinschaftswährung 
unter Ländern mit völlig unterschied-
lichen ökonomischen und sozialen 
Strukturen und Standards, die noch 
dazu in einem Standortwettbewerb 
stehen, ist ohne Ausgleichmechanis-
men (z.B. Finanzausgleich) höchst kri-
senanfällig. Mit der Einführung des 
Euros und den damit für viele Län-
der verbesserten Kreditbedingungen 
konnten anfänglich nationale Stand-
ortnachteile zum Teil durch umfang-
reiche Kreditaufnahmen kompensiert 
werden. Dieser Mechanismus brach in 
der Finanzkrise zusammen, weile viele 
dieser Kredite nicht mehr bedient wer-
den konnten. 

Der große Gewinner in diesem Wäh-
rungssystem ist die deutsche Volkswirt-
schaft. Mit der Agenda 2010 sowie mit 
Dumpinglöhnen, Leiharbeit, dem Ab-
bau von Sozial- und Rentenleistungen 
wurde die „Standortkonkurrenz“ ge-
genüber den übrigen EU Ländern so 
verbessert, dass sie für Deutschland zu 
hohen Exportüberschüssen und in vie-
len Ländern der Eurozone zu Export-
defiziten führte. Dabei war es natürlich 
für viele deutsche Unternehmen hoch 
erfreulich, dass sich die öffentlichen 
und privaten Haushalte in diesen Län-
dern verschuldeten, um deutsche Pro-
dukte zu kaufen. Deutsche Banken ha-
ben dafür auch gern Kredite zur Ver-
fügung gestellt, an denen sie gut ver-
dienten. Wie sich in der Krise zeigte, 
war das für die Banken risikolos, weil 
so genannte staatliche Rettungspa-
kete dafür sorgten, dass sie aus Steu-
ermitteln ihr Geld zurückbekamen. 
All das geschah in Deutschland auf 
dem Rücken vieler Arbeitnehmer_in-

nen, Arbeitslosen, Rentnerinnen und 
Rentnern, die von der größten sozi-
alen Demontage in der Geschichte der 
Bundesrepublik, der rot/grünen Agen-
da 2010, und weiteren „Reformen“ be-
troffen waren. 

Die „Schockstrategie“ 
zur Durchsetzung des 
Sozialabbaus in der EU 

Im Verlauf der Krise erweisen sich 
die Institutionen der europäischen 
Union und der Eurozone (Kommis-
sion, EZB), der internationale Wäh-
rungsfonds (IWF) sowie die einzel-
nen nationalen Regierungen besonders 
deutlich als Dienstleistungsunterneh-
men zur Rettung von Banken und zur 
Sicherung von Kapitalanlagen. Diese 
Funktion offenbart sich unter anderem 
in der Forderung von Merkel nach ei-
ner „marktkonformen Demokratie“.

Im Zuge der Krisenpolitik wurden 
und werden hart erkämpfte soziale Er-
rungenschaften im Bereich des Tarif-
wesens, der Gesundheits- und Alterssi-
cherung und des Kündigungsschutzes 
gnadenlos abgeräumt. Unter dem 
Druck der Schuldenlast und den Auf-
lagen der Troika werden die Staaten, 
die Kredite aus den sog. „Rettungspa-
keten“ (ESM) erhalten, zum Verkauf 
ihrer öffentlichen Einrichtungen an 
private Investoren gezwungen. Auch 
Reformen zur Renten- Gesundheits- 
und Arbeitsmarktpolitik werden für 
die „Krisenländer“ längst in Brüssel 
geschrieben. Diese Politik erfolgt un-
ter der Dominanz der deutschen Regie-
rung, die die Agenda 2010 als Modell 
für ganz Europa durchsetzen will. Die 
Folgen sind Massenarbeitslosigkeit, 
Armut, zunehmende Obdachlosigkeit 
und dramatische Verschlechterungen 
der Gesundheitsversorgung insbeson-
dere in Südeuropa aber auch in Irland 
und in osteuropäische EU Staaten. 
Dazu kommt der Abbau von demo-
kratischen Strukturen in Europa durch 
den erpresserischen Druck der Troika, 
durch demokratisch unkontrollierte In-
stitutionen des europäischen Krisenre-
gimes sowie durch den hegemonialen 
Einfluss der deutschen Regierung auf 
Entscheidungen innerhalb der EU und 
der Eurozone. In Anlehnung an Nao-
mi Kleins Buch „Die Schockstrategie“ 
lässt sich sagen, dass die europäische 
Krise genutzt wird, um den Klassen-
kampf von oben zur verschärfen. 
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Die Krise als Kataly-
sator für nationalen 
Chauvinismus und Ras-
sismus 

Als eine Reaktion auf die Krise ver-
stärkten sich in ganz Europa national-
chauvinistische und offen rassistische 
Strömungen. Sie reichen von Skandi-
navien über Holland, Frankreich, Un-
garn bis Griechenland. In Deutschland 
offenbarte sich diese Tendenz zuletzt 
in “gutbürgerlicher“ Verkleidung bei 
den Bundestagswahlen in Form der 
AfD. Die europäische Krise ist natür-
lich nicht die Ursache für Chauvinis-
mus und Rassismus. Sie wirkt aber 
als Katalysator, indem sie die sozialen 
Auseinandersetzungen um vermeint-
lich enger gewordenen Verteilungs-
spielräume anheizt und die Abstie-
gängste von Mittelschichten befeu-
ert. In diesem Zusammenhang bietet 
die neoliberale Ideologie eine geeig-
nete Folie für einen Sozialdarwinis-
mus. Denn in der neoliberalen Ideo-
logie sind “Eigenverantwortlichkeit“, 
“Leistungs- Wettbewerbs- und Kon-
kurrenzfähigkeit“ höchste Wertmaß-
stäbe. Dieser ideologische Wertekanon 
durchzieht inzwischen alle Bereiche 
unserer Gesellschaft. Daraus kann so-
zialdarwinistisch leicht abgeleitet wer-
den: `Wer in diesem gesellschaftlichen 
Rennen nicht mithalten kann, ist nicht 
viel wert’. Er oder sie droht besonders 
in Krisenzeiten als sozialer Ballast dis-
kriminiert zu werden.

Dieser Prozess wirkt sowohl ge-
genüber anderen Nationen (z.B. faule 
Südländer) als auch im Inland. Die 
soziale Ausgrenzung trifft hier neben 
Bevölkerungsschichten, die in sozial 
und wirtschaftlich besonders miesen 
Verhältnissen leben müssen, beson-
ders hart Migrant_innen oder Men-
schen, die kulturell oder religiös von 
der deutschen “Leitkultur“ abweichen. 
Insgesamt wird die hier beschrieben 
Entwicklung von dem Sozialpsycholo-
gen Eisenberg sehr zutreffen mit den 
folgenden Worten beschrieben: „Die 
im Namen des Neoliberalismus be-
triebene Demontage des Sozialstaats 
und die vom losgelassenen Markt 
entfesselte sozialdarwinistische Lei-
stungskonkurrenz versetzt die Men-
schen in einen Zustand einer perma-
nenten Verteidigung und Aggression“ 
( Zitiert in S. Friedrich u.a., Nation, 
Ausgrenzung,Krise S.25) Dieser Me-
chanismus verschärft sich selbstver-
ständlich in Zeiten der Krise. 

Als Herrschaftsinstrument eignet 
sich der nationale Chauvinismus gut 
dazu, um nach innen von Interessen-
konflikten und dem großen Einkom-
mens- und Vermögengefälle abzulen-
ken. Nach außen dient er dazu, die 
Bereitschaft der Bevölkerung zu der 
Standortkonkurrenz gegenüber an-
dern Volkswirtschaften zu erhöhen 
und dafür Opfer in Form von Sozial-
abbau, Dumpinglöhnen und weiteren 
Verschlechterungen hinzunehmen. 
Leider ist es bisher weder den Ge-
werkschaften in Europa noch linken 
Parteien oder Bewegungen gelungen, 
dieser ideologischen Herrschaftsstra-
tegie mit einem solidarischen europä-
ischen Widerstand zu begegnen. Viele 
Gewerkschaften lassen sich im Gegen-
teil in die nationale Standortkonkur-
renz einbinden und helfen so, diese 
Strategie in den Köpfen der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern als „al-
ternativlos“ zu verfestigen. 

Für das europäische Krisenregime 
ist der nationale Chauvinismus aller-
dings nicht widerspruchsfrei. Auf der 
einen Seite dient er dazu, über Stand-
ortkonkurrenzen die Lohn- und Sozi-
alstandards zu schleifen, auf der ande-
ren Seite kann er aber auch die Iden-
tifikationsbereitschaft breiter Bevölke-
rungskreise mit der EU oder der Euro-

zone noch weiter demontieren. Daher 
wird Frau Merkel nicht müde zu beto-
nen, dass die notwendigen Strukturre-
formen in den verschiedenen Ländern 
der EU dazu dienen, Europas Wettbe-
werbsbedingungen in der Welt zu ver-
bessern. Mit dieser Logik lässt sich der 
nationale Chauvinismus problemlos in 
einen europäischen überführen. 

Die EU als Global Pla-
yer 

Die Wirtschaftspolitik der EU be-
schränkt sich nicht auf die Gestaltung 
des europäischen Binnenmarktes son-
dern hat auch eine große Bedeutung 
für den Außenhandel. Die EU ist mit 
ihren 28 Mitgliedsstaaten und über 
500 Millionen Einwohnern ein gigan-
tischer Wirtschaftsraum. Obwohl die 
EU Bevölkerung nur sieben Prozent 
der Weltbevölkerung ausmacht, be-
trägt ihr Anteil am Welthandel zwan-
zig Prozent. Im Jahre 2000 prokla-
mierten die Regierungschefs der EU 
Staaten in der Erklärung von Lissabon, 
die EU bis zum Jahre 2010 zum „dyna-
mischsten“, „wettbewerbsfähigsten“, 
„wissensbasiertesten“ Wirtschafts-
raum der Welt zu machen. Inzwischen 
hat sich nicht zuletzt in der europä-
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ischen Krise gezeigt, dass diese Pro-
jektion völlig größenwahnsinnig und 
illusionär war. Sie zeigt aber dennoch 
die programmatische Ausrichtung der 
EU in der weltweiten Standortkonkur-
renz mit den anderen “Global Playern“ 
wie den USA, China und den so ge-
nannten Schwellenländer wie Brasi-
lien oder Indien. 

Der Zielsetzung der „Lissabon-Stra-
tegie“ ist auch die gemeinsam Außen-
handelspolitik untergeordnet. So ist 
dann auch das Motto „Fit für den glo-
balen Wettbewerb“ die Devise für die 
Außenhandelsstrategie Global Europe. 
Im Rahmen dieser Strategie versucht 
die EU mittels ihrer politischen und 
ökonomischen Macht in der Welthan-
delsorganisation (WTO) oder durch 
bilaterale Handelsabkommen ihre In-
teressen durchzusetzen. Dabei geht es 
in der Regel um freie Zugänge zu Ab-
satzmärkten und Rohstoffen in Län-
dern außerhalb der EU. 

Inzwischen erlauben solche Abkom-
men beispielsweise der EU-Flotte die 
Küstengewässer Westafrikas leer zu fi-
schen oder europäischen Exporteuren 
die Märkte einzelner afrikanischer 
Länder mit billigen subventionierten 
Agrarprodukten zu erobern und damit 
die Bauern dieser Länder zu ruinieren. 

Neben dem Abbau von Schutzzöllen 
strebt die EU in solchen Abkommen 
auch die Liberalisierung ausländischer 
Märkte an, um dort ungehindert in-
vestieren zu können. In diesem Sinne 
soll vor allem der Zugang zu Dienstlei-
stungen verbessert und Regulierungen 
des öffentlichen Beschaffungswesens 
abgebaut werden. Dabei spielt die Pri-
vatisierung staatlicher oder anderer öf-
fentlicher Einrichtungen oft eine wich-
tige Rolle. 

Doch da die Konkurrenz in der glo-
balisierten kapitalistischen Welt nicht 
schläft, hat sich in den letzten Jahren 
die Wettbewerbsfähigkeit der EU in-
folge sinkender Wachstumsraten und 
der europäischen Krise gegenüber den 
anderen Global Playern verschlech-
tert. Genau daraus leiten dann beson-
ders in Deutschland die herrschenden 
Parteien, Wirtschaftswissenschaftler 
und „Lei(d)tmedien“ die Notwendig-
keit zu weiteren neoliberalen Struk-
turreformen innerhalb der EU ab. Was 

das sozial bedeutet, ist bereits oben be-
schrieben worden. 

Die Festung Europa 

Die Tatsache, dass inzwischen über 
zwanzigtausend Menschen unter dra-
matischen Umständen auf ihrer Flucht 
nach Europa im Mittelmeer ertrunken 
sind, ist das menschenverachtende und 
zynische Ergebnis der Abschottungs-
politik der Europäischen Union. So 
war es unerträglich, dass die selben 
Politiker, die politisch für den Tod die-
ser Menschen Mitverantwortung tra-
gen, 

Krokodilstränen vor den Särgen von 
Männern, Frauen und Kindern wein-
ten, die im Oktober vor Lampedusa bei 
einem Schiffsunglück ertrunken sind. 
Allein bei dieser Katastrophe kamen 
über 360 Menschen ums Leben. 

Überwinden Flüchtlinge trotz aller 
Schwierigkeiten die Grenzen der Fe-
stung Europa, werden sie kaserniert, 
traktiert, müssen sich aufwendigen 
Asylanerkennungsverfahren stellen, 
werden wieder abgeschoben oder als 
illegal erklärt. Als “Illegale“, die we-
der Aussicht auf menschenwürdige 
Wohnverhältnisse, reguläre Arbeit 
oder ärztliche Behandlung haben, wer-
den sie faktisch unter Sklavenverhält-
nissen auf Plantagen, in Küchen und 
Schlachthöfen brutal ausgebeutet. 

Europa ist durch seine Kolonialge-
schichte und seinen Neokolonialismus, 
mit dem viele europäische Konzerne 
faktisch die Kolonialgeschichte oft 
in Kooperation mit korrupten Regie-
rungen fortschreiben, für viel Armut, 
Elend und Unterentwicklung beson-
ders in Afrika mitverantwortlich. Das 
wird durch die europäische Außenhan-
delspolitik noch verstärkt. 

Vor diesem Hintergrund ist die Lo-
sung der Karawane zu verstehen: „Wir 
sind hier, weil ihr unsere Länder zer-
stört! Asyl ist Menschenrecht – Kein 
Mensch ist illegal!“

Neben der brutalen Abschottungs-
politik wird inzwischen von vielen 
Politikern vor dem Hintergrund des 
„demographischen Wandels“ von ei-
ner „Willkommenskultur“ gefaselt. 
Dabei geht es im Kern darum, je nach 

Arbeitsmarktlage vor allem gut ausge-
bildete Einwanderer in die EU reinzu-
lassen und sie mit entsprechenden Visa 
und Verträgen bei Bedarf wieder abzu-
schieben. Insgesamt folgt diese Politik 
der Logik von Sklavenmärkten. Die 
Starken, die man zur Wohlstandssiche-
rung gebrauchen kann, werden aus-
gesucht, den Rest überlässt man dem 
Elend oder lässt ihn im Mittelmeer er-
trinken.

Fazit und wie weiter?

Aufgrund der begrenzten Zeit, die 
während des Kongresses zur Verfü-
gung stand, konnte nur eine Themen-
auswahl berücksichtigt werden. Wei-
tere wichtige Aspekte wie Militärstra-
tegie, Rüstungsindustrie oder Umwelt-
politik wurden nur am Rande gestreift. 
Natürlich war es in dieser Zeit auch 
nicht möglich, eine Blaupause für ein 
alternatives solidarisches Europa zu 
entwerfen.

Aus der Debatte der Kongressthe-
men ergaben sich aber wichtige Ele-
mente für eine Strategie gegen den ne-
oliberalen Kahlschlag in Europa. Es ist 
eine wichtige Voraussetzung für die 
Entwicklung eines breiten und wirk-
samen Widerstands diese Politik als 
ein Instrument zu entlarven, das zu 
weiterem Sozialabbau, zur Flexibilisie-
rung der Arbeitsmärkte, zu Lohndum-
ping und zu einer zunehmenden Priva-
tisierung in ganz Europa führt. Diese 
Strategie, die unter den Schlagworten 
“Strukturreformen“ und “Verbesse-
rung der Wettbewerbsfähigkeit“ er-
scheint, wird, wenn sie im Süden Eu-
ropas erfolgreich exekutiert wurde, in 
Art einer Agenda 2020 nach Deutsch-
land zurückkehren. Es geht also da-
rum, diese Politik als einen Klassen-
kampf von oben zu verdeutlichen, der 
sich gegen die sozialen und ökono-
mischen Interessen der Bevölkerungs-
mehrheit in ganz Europa richtet. Eine 
solche Perspektive wendet sich zwan-
gläufig gegen nationalchauvinistische 
und neoliberale Deutungen durch die 
herrschende Politik und in den so ge-
nannten Leitmedien.

In den Massendemonstrationen, Ge-
neralstreiks und solidarischen Selbst-
hilfeorganisationen zur Armuts- und 
Elendsbekämpfung ist diese Perspek-
tive in breiten Teilen der südeuropä-
ischen Bevölkerung längst angekom-
men. Eine Solidarisierung mit diesen 
Kämpfen ist keineswegs selbstlos, 
sondern eine Notwendigkeit in der 
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ischen Krisenregime.

Es wäre daher dringend notwendig, 
dass sich auch in Deutschland Ge-
werkschaften, soziale Bewegungen, 
parlamentarische und außerparlamen-
tarische Linke gemeinsam mit den 
Kämpfen in Südeuropa solidarisieren 
und vor Ort die herrschende Krisenpo-
litik bekämpfen.

In diesem Zusammenhang entstand 
während des Kongress eine Initiative 
zur Solidarität mit Griechenland. Sie 
hat das Ziel, die katastrophalen Fol-
gen der „Troika-Politik“ aufzuzeigen, 
die sich unter anderem in dem völligen 
Zusammenbruch der Gesundheitsver-
sorgung äußert. In einer Kampagne 
während des Europawahlkampfes soll 
mit einer Spendensammlung für Grie-
chenland auf diese soziale Katastrophe 
und vor allem auf die Verantwortlich-
keit hingewiesen werden, die die euro-
päische Krisenstrategie unter Führung 
Deutschlands dafür trägt. Neben Spen-
densammlungen für Medikamente sol-
len Straßenaktionen und Informations-
veranstaltungen Bestandteile der Soli-
daritätskampagne sein. Darüber hinaus 
bildete sich eine Initiative, die in Kiel 
für die im kommenden Mai geplanten 
europäischen Protesttage „Blockupy“ 
mobilisieren will. Bei diesen europä-
ischen Protesttagen in Frankfurt geht 
um Demonstrationen und Aktionen 
gegen das hier beschriebene Krisen-
regime. 

Gegen die zynische Flüchtlingspoli-
tik der EU und die besonders bedroh-
lichen Lebensbedingungen vom Men-
schen, die als „illegal“ diskriminiert 
werden, wendet sich vor Ort die Kara-
wane/Kiel. In ihrem Kampf für offene 
Grenzen, freien Zugang zu Arbeit und 
für menschenwürdige Lebensbedin-
gungen für alle Flüchtlinge braucht sie 
dringend Unterstützung. Dabei geht es 
hier im Norden ganz aktuell um die 
politische und materielle Unterstüt-
zung der „Lampedusa-Flüchtlinge“, 
die in Hamburg unter katastrophalen 
Bedingungen leben müssen und vom 
Hamburger Senat wieder abgescho-
ben werden sollen. Dagegen findet in 
Hamburg am 2.11. um 14.00 Uhr ab 
Hauptbahnhof eine Großdemonstrati-
on statt. 

Schon lange wird in Kiel von linken 
Aktivisten aus unterschiedlichen Or-
ganisationen unter dem Motto: “Der 
Krieg beginnt hier!“ auf das Ausmaß 
der Rüstungsexporte, auf die Waffen-
produktion vor Ort und die Indoktri-

nation der Bundeswehr in den Schulen 
hingewiesen. Da diese Aspekte wäh-
rend des Kongresses leider zu kurz ge-
kommen sind, war es umso wichtiger, 
in der Abschlussveranstaltung darauf 
hinzuweisen. In der Zukunft sind be-
sonders Aktionen geplant, die sich ge-
gen die Werbung der Bundeswehr in 
Schulen und in der Öffentlichkeit wen-
den. 

Die Krise mit ihrer wirtschaftlichen 
und sozialen Bedrohung für breite Be-
völkerungsschichten und ein relativ 
stabiles Herrschaftssystem führen bei 
vielen Linken dazu, das System zwar 
grundsätzlich wegen seines ausbeute-
rischen und undemokratischen Cha-
rakters infrage zu stellen, sich aber 
darauf weitgehend zu beschränken. 
So bleiben die politischen Alltags-
auseinandersetzungen vorwiegend re-
aktiv. Es gilt quasi das Schlimmste 
zu verhindern. Debatten über grund-
sätzlich alternative Gesellschafts- und 
Wirtschaftsformen kommen dabei oft 
zu kurz. Sie erscheinen vielen in den 
politischen Alltagsauseinanderset-
zungen als „Luxusdebatte“.

Auch der Kongress beschäftigte sich 
weitgehend mit ökonomischen und so-
zialen Forderungen zur Verbesserung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen 
im Rahmen des bestehenden kapitali-
stischen Systems in Europa. 

Vor diesem Hintergrund war es sehr 
interessant, dass in dem Abschlussple-
num von einer Besucherin angekündigt 
wurde, dass eine AG auf einer grund-
sätzlichen Ebene über Elemente einer 
sozialistischen Wirtschaftspolitik dis-
kutiert und dazu Veranstaltungen plant. 
Von vielen Kongressteilnehmer_innen 
wurde das begrüßt. Sie werden solche 
Veranstaltungen unterstützen und über 
ihre Verteiler und Publikationen dafür 
werben. 

Die Kongresswebsite www.europa-
vonunten bleibt auch in Zukunft erhal-
ten. Auf ihr werden alle erwähnten Ini-
tiativen und Veranstaltungen sowie die 
geplante Kongressdokumentation ver-
öffentlich. Darüber hinaus soll sie der 
Ankündigung weiterer Initiativen und 
Veranstaltungen sowie der Veröffentli-
chung von Artikeln und Debattenbei-
trägen zu dem Thema Europa von un-
ten dienen. 

Andreas Meyer 
(attac/Kiel)
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